
 

 

 



 

 

Wir über uns – Was sind die Jusos? 

Wir Jusos, sind die Jugendorganisation der SPD, ein 
Zusammenschluss aller Sozialisten und Sozialdemokraten im 
Alter von 14 bis 35 Jahren. 

Für viele sind wir AnsprechpartnerInnen, wenn es darum geht, 
die Anliegen der jungen Generation an die Regierungspartei SPD 
heranzutragen. Dieser Verantwortung tragen wir Rechnung. Wir 
Jusos sind mehr als eine bloße Nachwuchsorganisation unserer 
Partei. Wir entwickeln Zukunftsentwürfe und diskutieren offen 
mit unserer eigenen Generation darüber, wie wir in Zukunft 
arbeiten und leben wollen. 

Wir glauben nicht an die Allmacht der Parlamente und Regierungen. Wichtig sind der 
gesellschaftliche Druck und das gesellschaftliche Engagement in den Schulen, Hochschulen, den 
Betrieben und auf der Straße. Demokratie muss lebendig sein. Deshalb engagieren wir uns bei den 
Jusos. Unsere Vorstellung von einem selbstbestimmten und freien Leben orientiert sich an der 
Möglichkeit für Menschen, ihre Ansprüche realisieren zu können. Wichtige Meilensteine für uns sind 
hierbei Selbstverwirklichung, Kreativität, Zusammenhalt und Solidarität. Wir wollen nicht, dass 
Menschen danach beurteilt werden, wie und ob sie im Interesse der Ökonomie funktionieren bzw. 
ob sie in einer profitorientierten Welt nützlich sind. 

Wir wissen aber auch, dass unsere Gesellschaft sich verändert hat und dass wir neue Antworten und 
Ideen brauchen. Wir stellen uns deshalb ganz bewusst in die Geschichte des demokratischen 
Sozialismus. Dieser war immer Vorreiter, wenn es darum ging, die Ansprüche von Menschen an 
Solidarität und Freiheit, an Gerechtigkeit und Innovation zu thematisieren und sich in die 
gesellschaftliche Auseinandersetzung einzuschalten. 

Die Jusos sind auch hier, im Mühlenkreis Minden-Lübbecke, mit Arbeitsgemeinschaften und vielen 
aktiven Mitgliedern vertreten. 

 

Wenn du Lust hast bei uns mitzumachen, schau einfach mal bei uns vorbei   

Weitere Infos findest du im Internet auf: www.jusos-mi-lk.de  

 

 

 

 

 

 

 

http://www.jusos-mi-lk.de/


 

 

Vorwort 

Als Jungsozialisten in der SPD (Jusos) hier in Minden-Lübbecke bekennen wir uns mit Leidenschaft zu 

unserem Kreis Minden-Lübbecke mit seinen Städten/Gemeinden und wollen aktiv für ein 

lebenswertes Kreis Minden-Lübbecke und ein lebenswertes NRW mit einer starken und solidarischen 

Stadtgesellschaft eintreten.  

Die Interessen der Bürgerinnen und Bürger müssen gehört werden und deren Anliegen in 

Rathäusern, im Kreistag und im Landtag einen höheren Stellenwert erhalten. Wir stehen ein für 

gelebte demokratische Prozesse im Kreis Minden-Lübbecke mit seinen Städten und Gemeinden, 

sowie im Landtag.  

Unsere politischen Schwerpunkte liegen in der Jugend-, Bildungs- und in der Integrationspolitik, 

sowie in in der öffentlichen Daseinsvorsorge 

Wir wollen uns für die Interessen der Jugendlichen und aller Menschen im Kreis Minden-Lübbecke 

und im Land einsetzen. 

Als Jusos sehen wir uns hier in der Verantwortung und der langen Tradition der sozialdemokratischen 

Grundwerte von Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität 

verpflichtet. Aus dieser Verpflichtung erwächst für uns die Aufgabe, dem ständigen Wandel unserer 

Gesellschaft programmatisch auf der Höhe der Zeit konstruktiv zu begegnen. Daher wollen wir als 

Jusos Minden-Lübbecke mit eigenen Positionen und inhaltlichen Forderungen für unseren Kreis und 

unser Land in die politische Auseinandersetzung in das Wahlkampfjahr 2009/2010 gehen. 

 

Für die Jusos Minden-Lübbecke 

Jens Hübsch        Julia Schubert        Jens Vogel 

Vorsitzender stellv. Vorsitzende  stellv. Vorsitzender 
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Neues Lernen in einer neuen Schule 

Das dreigliedrige Schulsystem ist gescheitert. Diese Erkenntnis ist nicht länger Bildungsexpertinnen 

und –Experten aus dem linken politischen Spektrum vorbehalten, sondern mittlerweile in der Mitte 

der gesellschaftlichen Debatte angekommen: Je länger Schülerinnen und Schüler gemeinsam lernen, 

desto besser sind die Ergebnisse nicht nur der Breite, sondern auch der Spitze.  

Aus diesen Gründen fordern die Jusos schon länger eine grundlegende Strukturreform des 

gescheiterten dreigliedrigen Schulsystems mit seiner frühen Selektion und Ausgrenzung anhand des 

sozialen Status der Schülerinnen und Schüler.  

Die Jusos wollen anstelle des dreigliedrigen Systems die Gemeinschaftsschule setzen, die ein längeres 

gemeinsames Lernen der vorsieht und damit die Chancengleichheit für alle gewährleistet, gleichzeitig 

die individuellen Stärken der Schülerinnen und Schüler ausbaut und individuelle Schwächen 

ausräumt.  

Die Gemeinschaftsschule hat nichts mit dem heutigen, praktizierten Ganztagsschulmodell zu tun. 

Kopfnoten, zentrale Prüfungen in fast jedem Jahrgang und immer neue Vorschriften für die Schulen 

sind das Gegenteil von Individualität und Moderne. 

Wir treten für eine Ganztagsschule von der ersten Klasse bis zum Schulabschluss ein. Nur eine 

Ganztagsschule bietet die für eine hochqualitative Bildung notwendige Zeit.  

Der Schulalltag wird durch ein gemeinsames Frühstück und Mittagessen sowie durch genügend Zeit 

für Hausaufgaben und Lernen ergänzt. 

Vordringlichste Voraussetzung für eine Stärkung der individuellen Bildung ist eine Verbesserung der 

Schüler-Lehrer-Relation. Um individuelle Stärken und Schwächen jedes Einzelnen zu berücksichtigen, 

müssen die Klassen verkleinert werden. Weil Schule für uns nicht nur Lernen sondern auch Leben 

bedeutet, wollen wir nicht nur mehr Lehrer, sondern auch mehr Sozialpsychologen und –pädagogen.  

Uns Jusos ist wichtig, dass Schüler als mündige Menschen wahrgenommen werden und sie deshalb 

auch ihren Schulalltag und das Leben an ihrer Schule mitgestalten können. Dafür müssen 

Schulkonferenzen zu gleichen Anteilen aus Schülern, Lehrern und Eltern besetzt sein. 

Uns Jusos  reicht es nicht, sich  Gedanken über Schulreformen zu machen. Wir möchten vor Ort mit 

der Veränderung anfangen. Deshalb sprechen wir sozialdemokratische Vertreterinnen 

und Vertreter in den Stadträten und Bürgermeisterinnen und Bürgermeister gezielt auf 

die Schulen vor Ort an und fordern Maßnahmen in der Kommunalpolitik wie eine 

Schulmensa, modernere Computer-Ausstattung oder bessere Busverbindungen. 

 

 

 

 



 

 

„Gute Ausbildung und gute Arbeit für junge Beschäftigte““ 

Die Erwerbsarbeit entscheidet über die eigenständige Existenzsicherung und über die persönliche 

Entwicklung und die soziale Stellung im weiteren Leben.  

Wir Jusos wissen: Solange Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände sinnvolle Regelungen treffen 

können, regelt die Tarifautonomie das Arbeitsleben.  

Dabei unterstützen wir als die Gewerkschaften als unsere Partner im Kampf für gute Arbeit in den 

Betrieben. 

Wo Tarifpartner die Regeln nicht vereinbaren können, weil etwa die Arbeitnehmervertretung zu 

schwach ist, da muss die Politik den Rahmen für gute, menschenwürdige Arbeit.  

Wir Jusos  machen uns stark für gute Ausbildung,  

was für uns konkret mehr und bessere Ausbildungsplätze bedeutet.  

Für mehr Ausbildungsplätze fordern wir die Ausbildungsplatzumlage: Betriebe, die ihrer Größe nach 

nicht ausreichend ausbilden, müssen Geld zahlen, auf das kleinere Betriebe, die gerne ausbilden 

wollen und es finanziell nicht können, zurückgreifen dürfen. 

Für bessere Ausbildungsplätze wollen wir eine unabhängige Beschwerdestelle, die bei Problemen im 

Betrieb und in der Berufsschule eingreifen kann.  

Viele Auszubildende sind auch mit der Situation an ihrer Berufsschule nicht zufrieden. Deshalb 

machen wir uns für mehr Lehrpersonal und eine bessere Ausstattung stark.  

Darüber hinaus muss jedem die Chance auf Weiterbildung gegeben werden. Eine Bedingung dafür ist 

eine weitere Erhöhung des Bafög.  

Wir Jusos wollen die Situation von jungen BerufseinsteigerInnen verbessern. Rahmenbedingungen 

müssen dabei für Sicherheit der Beschäftigten sorgen und Ausbeutung von Praktikanten und von 

Zeitarbeitern zu verhindern. 

Um der Generation Praktikum vorzubeugen, die sich von einen unbezahltem Praktikum zum anderen 

zu hangeln, wollen wir Praktika durch eine gesetzliche Höchstdauer und eine Mindestvergütung 

regulieren. 

Die Ausnutzung der Zeit- und Leiharbeit führt zu Lohndumping und Sozialabbau. Deshalb brauchen 

wir gesetzliche Regeln wie den Mindestlohn, einen ausreichenden Kündigungsschutz und eine 

Höchstdauer für Leiharbeitsverhältnisse. Der Grundsatz „gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ muss 

endlich durchgesetzt werden. 

Wir Jusos  wollen faire Löhne für alle – auch und gerade für junge Beschäftigte.  

Deswegen halten wir an der Forderung nach einem allgemeinen gesetzlichen 

Mindestlohn in Höhe von mindestens 7,50 Euro für alle Beschäftigten als unterste 

Grenze der Existenzsicherung fest. 

 

  



 

 

Wir unterstützen die Gewerkschaften in ihren Forderungen nach einer regelmäßigen 

Lohnsteigerung. Die Beschäftigten in Deutschland haben in den vergangenen Jahren 

Reallohnverluste verzeichnen müssen. Dieser Trend muss umgekehrt werden. 

Wir Jusos fordern die Gleichstellung von Frauen und Männern. Das heißt im Arbeitsleben für uns: 

 Lohngerechtigkeit nach dem Grundsatz gleicher Lohn für gleiche Arbeit. 

 die Vereinbarkeit von Familie und Beruf durch den Ausbau kostenloser 

Kinderbetreuungseinrichtungen  

 die gleichen Karrierechancen für Frauen durch ein Gleichstellungsgesetz für die 

Privatwirtschaft mit quotierten Aufsichtsräten wie z.B. in Norwegen 

„Gemeinsam gegen Rechtsextremismus – Für einen toleranten Mühlenkreis!“ 

Rechtsextremismus existiert überall, und auch der Mühlenkreis bleibt von dessen vielfältigen Formen 

nicht verschont - Auf dem   Schulhof, wo Schüler sich abwertend über Menschen anderer Herkunft, 

anderer Religion oder anderer sexueller Orientierung äußern oder Kleindung tragen, die in der Nazi-

Szene beliebt sind. Auch in unseren Innenstädten tritt dieses Problem auf, wo Rechte immer 

offensiver in der Öffentlichkeit auftreten, so z.B. in Minden am ZOB oder mit „Fascho-Stickern“ in 

Haddenhausen.  

Es  kann nicht  sein,  dass sich die Politik im Umgang mit den Nazis nicht einig wird  oder gar die 

Situation herunterspielt,  während sich die  Rechten  auch in unserem Kreis als sogenannte 

„Autonome Nationalisten“ rekrutieren, formieren und organisieren. Die Politik muss gemeinsam 

gegen Rechtsextremismus und Rechtsradikalismus vorgehen. 

Es zeigt sich allerdings in den Kommunen, vor allem in Ostdeutschland, dass die Taktik des 

Ignorierens nicht aufgeht, denn dort wo man sich darauf verständigt hat die Nazis zu ignorieren 

haben die Rechten noch größeren Zulauf an „Mitstreitern“. 

Dass das Hinsehen und aktive Einbringen gegen Rechts der richtige Weg ist, haben die Menschen in 

Vlotho im Kampf gegen das „Collegium Humanum“ gezeigt. Dort hatte sich ein breites Bündnis aus 

der Bevölkerung und der Politik gegen die Holocaust-Leugner gebildet. Mittlerweile wurde das 

„Collegium Humanum“ auf Druck der lokalen Politik und der Bürgerinitiative, durch das 

Bundesinnenministerium verboten.  

Natürlich wurde in den letzten Jahren in den Schulen,  Vereinen und Bürgerinitiativen  schon viel 

getan.  Diese Arbeit erkennen wir an und fordern wir eine noch stärkere Unterstützung der Initiativen 

z.B. des „Aktionsbündnisses Minden gegen Nazis“ durch ein breites „Bündnis gegen Rechts im 

Mühlenkreis“.  Welches mit umfangreichen finanziellen Mitteln aus den 

Bundesprogrammen gegen Rechts ausgestattet wird.  

Mit  Zivilcourage  und  einer  starken Gemeinschaft wollen wir  den Nazis  

zeigen, was wir  von  ihnen halten:  Menschenverachtende,  

gewaltverherrlichende  und  rassistische  Ideologien  haben  bei  uns keinen 

Platz und dürfen nicht toleriert werden – Deshalb keinen Fußbreit den 

Faschisten!  



 

 

Mobile Jugendarbeit 

Wir Jusos Minden-Lübbecke, möchten auch die Jugendlichen erreichen, die sich in Jugendclubs und 
anderen Treffpunkten sich nicht zu Hause fühlen. Dies erfordert eine aktive Jugendarbeit. 

In anderen Städten werden bereits gute Erfahrungen mit der „mobilen Jugendarbeit“ gemacht, so 
z.B. in Bad Oeynhausen.  Dort fahren die Streetworker mit einem Bulli, ausgestattet mit Kickertisch,   
aktuellen Spielkonsolen  und einem offenen Ohr für die Probleme der Jugendlichen und Nachbarn,  
zu den Treffpunkten. 

Wir Jusos wollen, dass Jugendliche auch außerhalb der Jugendclubs und deren Öffnungszeiten, die 
Möglichkeit erhalten, mit den Jugendarbeitern im „Jugendmobil“ ins Gespräch zu kommen oder 
einfach am Kickertisch zu spielen.  

Wir werden uns für die Einrichtung der „mobilen Jugendarbeit“, als Ergänzung zur Jugendarbeit vor 
Ort.  im gesamten Kreisgebiet einsetzen. 

Eine erfolgreiche Integration kann nur gemeinsam gelingen 

Mehr als 15 Millionen Menschen in der Bundesrepublik haben einen „Migrationshintergrund“, das 
heißt sie selbst oder irgendeiner ihrer näheren Vorfahren wurde nicht in Deutschland geboren.  

Viele dieser Menschen haben die deutsche Staatsangehörigkeit, die meisten leben seit vielen Jahren 
oder seit Generationen in diesem Land. Trotzdem sind viele Menschen mit Migrationshintergrund 
nach wie vor großen Diskriminierungen in nahezu allen Lebenslagen ausgesetzt. Dies fängt beim 
rechtlichen Status an. Auch ist die Arbeitslosenrate unter Menschen mit Migrationshintergrund 
höher als die unter Angehörigen der Mehrheitsgesellschaft, und dies unabhängig von 
Bildungsabschlüssen und beruflicher Ausbildung. 

Zudem finden sich überproportional viele Menschen mit Migrationshintergrund auf Sonderschulen 
wieder oder auf der Hauptschule. Die Zahl der Schulabgänger ohne Abschluss ist entsprechend hoch,  

während die Anzahl abgeschlossener Berufsausbildungen im Vergleich zu Deutschen ohne 
Migrationshintergrund sehr gering ausfällt.  

Hinzu kommt eine verbreitete alltägliche Diskriminierung in der Öffentlichkeit sowie in der 
gesellschaftlichen und politischen Diskussion. In der öffentlichen Diskussion hat sich der Schwerpunkt 
der Debatte nahezu völlig auf die Aufgaben der Menschen mit Migrationshintergrund, sich zu 
„integrieren“ verlagert.  

Die Versäumnisse der Mehrheitsgesellschaft werden allenfalls im Rahmen 
eines Gejammers über die Illusionen von „Multikulti“ und das verspätete 
Anpacken der Thematik angesprochen. Welche Aufgaben die 
Mehrheitsgesellschaft selbst hat, spielt hingegen keine Rolle.  

Dabei kann eine Beendigung der Diskriminierungen – alltäglicher oder 
institutioneller Art -, sowie eine wirkliche Gleichstellung in Sachen Bildungs- 
und Berufschancen eben nur durch Anstrengungen der Mehrheitsgesellschaft 
erreicht werden. Nur – das hätte dann auch die Aufgabe mancher eigener 
Privilegien von Angehörigen der Mehrheitsgesellschaft zur Folge.  



 

 

Angeblich höhere Kriminalität, flächendeckende Diskriminierung der Frau und religiöser 
Fundamentalismus sind nur einige stets wiederkehrende Klischees in den Medien. Die tatsächliche 
Vielfalt der Lebensrealitäten und die Erfolgsgeschichten von Menschen mit Migrationshintergrund 
spielen keine Rolle.  

Was wir wollen: 

Wir wollen dazu beitragen, bestehende Vorurteile gegenüber AusländerInnen abzubauen, um das 
beiderseitige Vertrauen aufzubauen und zu stärken. Dazu sollen kreisweit gemeinsame 
Veranstaltungen durchgeführt und gemeinsame Treffpunkte geschafften werden zum beiderseitigen 
Austausch und Kennenlernen. 

Eine der wichtigsten Voraussetzungen zu einer gelungenen Integration ist die Kenntnis der deutschen 
Sprache in Wort und Schrift. Sie ist der entscheidende Schlüssel zu guter Bildung und Ausbildung 
sowie zu einem erfolgreichen Einstieg in das Berufsleben und damit eine besseren sozialen Stand in 
der Gesellschaft zu erreichen. 

Wir wollen eng mit Verbänden und Institutionen, die die Interessen der Migrantinnen und Migranten 
vertreten, sowie mit Institutionen, die sich im Bereich der Integration und der Sprachförderung 
engagieren, zusammenarbeiten, um mit ihnen und den Kommunen eine erfolgreiche 
Sprachförderung an den Schulen zu schaffen. 

Aber nicht nur die Sprachförderung von jungen Menschen mit Migrationshintergrund ist für eine 
erfolgreiche Integration wichtig, sondern auch die Sprachförderung im Rahmen der „nachholenden 
Integration“. Mit der „nachholenden Integration“ meinen wir, die Integration derjenigen, die schon 
länger in der Bundesrepublik leben, aber aufgrund der Versäumnisse der Politik in den letzten 
Jahrzehnten nicht ausreichend integriert wurden.  

Eine  besondere  Bedeutung  dieser  nachholenden  Integration  kommt  hier  der Volkshochschule  
vor Ort zu. Sie bietet nicht  nur  Sprach-  und  Integrationskurse  an,  sondern  kann  etwa  mit  
Alphabetisierungskursen  oder  Sprachkursen  für  Migrantinnen zielgruppenspezifisch arbeiten. Dies 
erfordert natürlich die Ausstattung mit ausreichend Finanzmittel und geeigneten Lehrpersonal. 

Weitere  sinnvolle  Einrichtungen,  die  wichtige  nachholende  Integration  leisten,  sind 
Wohlfahrtsverbände,  interkulturelle  Vereine  und  Begegnungsstätten. Diese sind verstärkt zu 
fördern.  

Es muss auch ein regelmäßiger Austausch zwischen der Politik und den lokalen Interessengruppen 
stattfinden, deshalb wollen wir ein lokales Integrationsbündnis Minden-Lübbecke gründen, wo die 
Politik und Interessenvertreter, Institutionen aus der Integrationsarbeit und Ausländerbeiräte sich 
austauschen und Integrationsprojekte erarbeiten und begleiten.  

Denn eine erfolgreiche Integrationspolitik kann nur gemeinsam gelingen – Mit den 
Menschen für die Menschen. 

 

 

 



 

 

Jugendparlament – Partizipation ermöglichen 

Um Jugendlichen die Möglichkeit zu bieten, sich politisch zu engagieren und sich in die politische 
Diskussion der örtlichen Räten einzumischen und ihren Wünschen Ausdruck zu verleihen, bedarf es 
einer geeigneten Plattform.  

Deshalb unterstützen wir Jusos die Bildung von Jugendparlamenten bzw. Jugendbeiräten, um 
einerseits jugendlichen Themen zu diskutieren und andererseits die Ratsarbeit zu vermitteln. Diese 
Räte sollen dann Rede- und Antragsrecht in den Stadt- und Gemeinderäten, sowie im Kreistag haben 
und einen Beisitzer in die jugendpolitisch relevanten Fachausschüsse entsenden können. 

In Bad Oeynhausen gibt es bereits ein Kinder – und Jugendparlament, das bereits seit 10 Jahren 
erfolgreich arbeitet und den Kindern und Jugendlichen die Möglichkeit gibt, sich einzubringen.  

Diese Möglichkeit der Partizipation muss allen Kinder und Jugendlichen in den Städten und 
Gemeinden des Kreises Minden-Lübbecke gegeben werden. 

 

Politische Bildung fördern – Wahlalter herabsetzen 

Voraussetzung für politisches Engagement ist eine gute politische Bildung. Dies wurde in den letzten 
Jahren in Deutschland vielerorts, gerade in unionsgeführten Bundesländern vernachlässigt. Anstatt 
dort die politische Bildung der Jugend mit einen breiten Bildungsprogramm durch die 
Landeszentralen für politische Bildung zu fördern, wurden die Landeszentralen aufgelöst.  

Deshalb muss hier umgesteuert werden: Die Bundeszentrale für politische Bildung  muss mit 
„Regionalstellen“ in den Ländern breiter aufgestellt werden und auch der Politikunterricht muss 
wieder mehr Gewicht in den Lehrplänen der Schulen bekommen. 

Im Kreis Minden-Lübbecke setzen wir uns dafür ein, dass der Ring politischer Jugend wieder aktiv 
wird. Damit möchten wir überparteilich  das Interesse der Jugendlichen für Politik steigern und 
gemeinsame Informationsveranstaltungen und Diskussionsrunden in Jugendzentren und Schulen 
durchführen. 

Wir wollen darüber diskutieren das Wahlalter auf Bundes- und Landesebene von 18 auf 16 Jahren 
herabzusetzen. Das wäre ein wichtiges Signal, dass man die Beteiligung der Jugendlichen ernst 
nimmt. 

 

 

 

 

 



 

 

Ein kreisweites Nachtbussystem für Minden-Lübbecke 

Der Öffentliche Personennahverkehr, kurz ÖPNV, ist im Kreis Minden-Lübbecke recht gut ausgebaut, 

allerdings sind die Busverbindungen, die in den Altkreis Lübbecke führen, in den späten 

Abendstunden und an den Wochenenden schlecht bis gar nicht vorhanden. Auch das geplante 

Nachtbussystem wird die Situation nicht verbessern, da es nur auf Minden und Bad Oeynhausen 

begrenzt ist. 

Am Wochenende besteht bei den Jugendlichen im gesamten Kreis ein Interesse an einen Nachtbus in 

den späten Abend- und Nachtstunden. Dadurch ist es Jugendlichen auch ohne eigenen PKW möglich 

Diskotheken und Partys zu erreichen. Ein Nachtbussystem kann ein Unfallrisiko durch Alkohol am 

Steuer minimieren. Deshalb muss es eine breite Linienführung  von den Gemeinden und Städten zu 

den Diskotheken und Clubs im Kreis geben. 

Die Jusos Minden-Lübbecke werden sich dafür einsetzen, dass es ein kreisweites Nachtbussystem 

gibt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Jusos in der SPD 

Minden-Lübbecke 
V.I.S.P. Jens Vogel 

Lübbecker Str. 202 

32429 Minden 

 

fon: 0571/50505-41 

fax: 0571/50505-50 

mail:  info@jusos-mi-lk.de 

web: www.jusos-mi-lk.de  
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